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GELEITWORT 

.·Der heruflicl:te Einsay der weiblicl:ten Jugend ist auf fast 
allen Lebensgebieten unseres Volkes vorhanden. 

Die Anordnung über die Einführung des weiblichen Pflicht­
jahres ist für die weihlicl:te Jugend und deren weitere berufliche 

Entwicklun� eine entscheidende Maßnahme geworden. Sie unter­
streicht auch die Forderung des BDM nach der hauswirtschaft- · 

liehen Ertüchtigung der weiblichen Jugend. Die hauswirtschaft­
liehe Ertüchtigung ist wieder modern geworden, ohne den beruf­
lichen Einsay der weiblichen Jugend auf die Larid- oder Haus­
wirtschaft zu beschränken. 

Von der guten oder schlechten Durchführung des weiblichen 
Pflichtjahres wird es aber abhängen, ob dieser ,C:insay daz� 
führen wird, in steigendem Maße die weibliche Jugt 'ld für den 
land- und hauswirtschaftliehen Berufseinsay zu interes ieren. Die 
Stärkung dieses Berufseinsayes ist jedoch für die gesunde Ent· 
wick:lung unseres Volkes unerläßlich. 

. 

- Zugleich ist mit dem Einsay der weiblichen Jugend im 
Fflichtjahr der deutschen Mutter in Land und Stadt eine wesent­
liche Hilfe zuteil. geworden. Der Pflichtjahreinsats ist damit 
ein wesentlicher Bestandteil des Kriegseinsayes dieser Mädel­
generation. 

Obergauführerin und 
Amtsreferentin des Sozialen Amtes der RJF. 



VORWORT 

Dieses Heft entsteht aus der praktischen Arbeit. Eltern, 

Hausfrauen, Erzieherinnen, BDM .• Führerinnen haben oft den 

Wunsch geäußert, sich über die gesetslichen Grundlagen des 

Pflichtjahres und seiner Durchführung unterrichten zu können. 

Diese Arbeit will diesem Wunsch entspreche� und in einfacher 

Da�stellung das Pflichtjahr erläutern. Gleichzeitig werden die 

Bestimmungen aufgezeigt, . die für das ?flimtjahr Bedeutung 

haben. 

G e r t r u d  A l b r ech t. 



 



 



 





 



 



I. T EI L  

ERLÄUTERUNGEN ZUM PFLICHTJAHR 

1. Die gese(llichen Grundlagen des Pflichtjahres 

Die gese\}lichen Grundlagen des Pflichtj,ahres sind heute: 
a) Die Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes vom 

18. Oktober 1936 (Reichsgese\}bl. I, S. 887). 
b)_ Die zweite Verordnung zur Durchführung des Vierjahres­

pianes vom 5. November 1936 (Reichsgese\}bi. I, S. 936). 
c) Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes über den 

verstärkten Einsa\} von weiblichen Arbeitskräften in der 
Land- und Hauswirtschaft, vom 15. Februar 1938 (Deutscher 
Reichsanzeiger Nr. 43). 

d) Durchführungsanordnung zur Anordnung über den verstärkten 

, Einsa\} von weihliehen Arbeitskräften in der Land- und Haus­
wirtschaft vom 23. Dezember 1938 (Deutscher Reichsanzeiger 
N; .. 305). 

e) Anordnung zur Durchführung der Anordnung über den ver­
stärkten Einsa\} von weiblichen Arbeitskräften in der Land­
und Hauswirtschaft im Lande Österreich und in den sudeten­
deutschen Gebieten vom 30. März 1939. 

f) Verordnung über die Geltung von Sozialrecht im Gebiet der 
bisherigen Freien Stadt Danzig vom 29. Dezember 1939 
(Reichsgese\}bl. I, 1940, S. 5, Ahschn. 1). 

g) Zweite Verordnung übe� den Arbeitseinsa\} in den ein­
gegliederten Ostgebieten vom 17. September 1941 (Reichs­
gesel}bl. I, S. 895). 

h) Runderlaß des Reichsarbeitsministers vom 14. November 1940 
betr. Teilnahme von Pflichtjahrmädchen an kaufmännischen 
Kursen. 
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die Ableistung 'des Pflichtjahres ganz. Eine Befreiung kom�t . 
in Betracht: 

l. wenn für staats- und wirtschaftspolitisch bedeutsame 
Aufgaben keine anderen Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, 

·oder 
2. wenn Mädchen durch ihren Arbeitsverdienst zum Unter­

halt von Familienmitgliedern w e s e n t I i c h beizutragen haben 
oder 

3. wenn Mädchen körperlich oder geistig nicht imstande 
sind, land- oder hauswirtschaftliche Arbeit auszuführen. 

Für Anträge auf Ausnahmen an das Arbeitsamt müssen die 
ent�Sprechenden Unterlagen beigebracht werden. Die Anträge 
werden genau überprüft. Lehnt das Arbeitsamt einen Antrag 
auf Befreiung oder Zurückstellung vom Pflichtjahr ab, so ist die 
Beschwerde an den Präsidenten des Landesarbeitsamtes und 
gegen dessen Bescheid die Beschwerde an den Reichsarbeits­
minister . möglich. 

5. Wann ist das Pflichtjahr abzuleisten? 

Das Pflichtjahr kann abgeleistet werden im Anschluß an die 
Schulentiassung, bei Abschluß eines Lehrvertrages auch unmittel­
bar nach der Lehrzeit, die Ausbildungszeit muß aber mindestens 
2 Jahre betragen. Das· Pflichtjahr ist auf jeden Fall vor Ein­
stellung als Arbeiterin oder Angestellte nachzuweisen, z. B. ein 
Betrieb kann im Einvernehmen mit dem Arbeitsamt ein Mädchen 
ohne Pflichtjahr als Lehrling einstellen und ausbilden. Nach Ab­
lauf der Lehrzeit darf das Mädchen nicht als Angestellte weiter 
beschäftigt werden, weil nunmehr das Pflichtjahr nachgewiesen 
werden muß. Die Meinung, das Mädchen brauche das Pflichtjahr 
erst abzuleisten, wenn es nach der Lehre später in einen anderen 
Betrieb eintritt, ist falsch. - Es wird sich empfehlen, �en Rat 
der Berufsberaterin des Arbeitsamtes über den zweckmäßigsten 
Zeitpunkt der Pflichtjahrableistung einzuholen. In einigen 
Fällen, z. B. Bürotätigkeit wird es gut sein, das Pflichtjahr vor 
der BerufsausBildung in Angriff zu nehmen, in anderen Fällen 
kann es zweckmäßig sein, es nach einer Lehre zu tun. 
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6. Wo kann das Pflichtjahr abgeleistet werden? 

Hier ist zwischen Stadtmädeln und Landmädeln zu unter­
scheiden. Vom Lande stammende Jugendliche müssen ihr Pflicht­
jahr auf dem Lande ableisten, auch wenn sie nicht aus einem 
landwirtschaftlichen Betrieb stammen. 

Für die Tätigkeit im Pflichtjahr ist keine bestimmte Ar­
beitsform geschaffen worden. Jede land- oder hauswirtschaft­
liehe Arbeit, di� mit Zustimmung des Arbeitsamtes als Pflicht­
jahr ausgeübt wird, kommt in Frage. Die Zustimmung des Ar­
beitsamtes muß vor Antritt der Stelle eingeholt werden. Es muß 
sich um eine A r b e i t s s t e l l  e handeln. Beschäftigungen, bei 
denen für Kost und Ausbildung von den Eltern des Mädchens 
zugezahlt wird, z. B. Pensionen, gelten nicht als Pflichtjahr­
stellen, weil sie dem Sinne des Pflichtjahres, einer überlasteten 
Mutter zu helfen, nicht entsprechen. 

Für die Ableistung des PfliChtjahres kommen folgende Miig­
Iichkeiten in Betra<ht: 

!J) D i e E i n z e 1 s t e l l  e i n d e r L a n d w i r t s c h a f t 

Die Stelle wird im Auftrage des Arbeitsamtes vom Reichs­
nährstand und dem Deutschen Frauenwerk auf ihre Eignung als 

Pflichtjahrstelle hin gepriift. Für die Überprüfung bestehen 
bindende Ri<htlinien. Hier werden folgende Einsaßmöglich­
keiten unterschieden: 

aa) D a s f r e i e A r h e i t s v e r h ä l t n i s. Die Mädel werden 
in die Familiengemeinschaft aufgenommen und erhalten für 
ihre Tätigkeit Tariflohn. Einsaß erfolgt durch das Arbeits· 
amt. 

bh) L ä n d I i c h e H a u s a r b e i t 6 I e h r e. Die . ländliche 
Hausarbeitslehre von 14-16 Jahren ist ein Teil der bäuer­
lichen Berufsausbildung. Das Lehrverhältnis ist durch einen 
besonderen V er trag geregelt. Einsaß erfolgt durch das Ar­
beitsamt oder die Kreisbauernschaft. 

Albrecht 2 
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b )  De r M ä d eI-L a n d  d i e n s t  i n  d er H J. 

Der Landdienst nimmt Mädchen von 14-25 Jahren auf. 
Die Aufnahmezahl ist begrenzt. In erster Linie werden Mädel 
aufgenommen, die sich mit der Absicht tragen, später einen länd­
lichen Beruf zu ergreifen und von der Stadt auf das Land zurück­
zukehren. Meldungen zum Landdienst nehmen die BDM· 
Dienststellen oder die Arbeitsämter entgegen. Die Mädel wohnen 
innerhalb des Dorfes zusammen in einem Heim, das gesunde, 
zweckmäßige und schöne Räume hat. - Das Heim wird vor der 
Besetlung von der zust�ndigen Obergauärztin auf seine Taug­
lichkeit zur Unterbringung Jugendlicher gepriift, da es. den 
Mädeln für die Dauer eines Jahres ein wirkliches Zuhause sein 
soll. Der Arbeitsvertrag, den die Hitler-Jugend mit den einzelnen 
Bauern des Dorfes abschließt, regelt die Arbeitsbedingungen und 
die Arbeitszeit der Mädel. Die Mädel arbeiten tagsüber heim 
Bauern und werden auch dort am Familientisch beköstigt. 

Die Arbeitszeit darf im Winter 54 Stunden, im Sommer 
60 Stunden in der Woche nicht überschreiten. Ein Nachmittag 
in der Woche ist frei für Schulung und Sport. Am Sonntag 
beträgt .die Arbeitszeit beim Bauern nur 3 Stunden. Ein Sonntag 
im Monat ist frei. Der Urlaub wird nach den Richtlinien des 
Jugendschutlgesetles geregelt. Die Bezahlung ist gestaffelt. Sie 
richtet sich nach dem. Alter der Landdienstmädel und nach der 
Dauer ihrer Tätigkeit in der Landwirtschaft. 

Die Führung eines Lagers liegt in den Händen der Land­
dienstscharführerin. Sie ist die Beauftragte der Hitler-Jugend 
und hat die Führung und Betreung der Mädel neben ihrer Arbeit 
heim Bauern zu übernehmen. Die Füherin stammt selber vom 
Lande oder ist schon durch den Landdienst gegangen, ehe sie an 
einer Schulung für Landdienstführerinnen teilnimmt und dann 
als Landdienstscharführerin eingesetlt wird. · 

c) D i e  ·l a n d  w i r  t s c h a f t I ich e n U m s  c h u I u n g �­

la g er u n d  h a u s w i r t sch a f t l ieh e n  L e h r g ä n g e 
d e r  A r b e i t s ä m t e r  

Die· Arbeitsämter haben zur Umschulung von Menschen, 
denen land- oder hauswirtschaftliche Arbeit ungewohnt ist, acht-
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wöchentliche Umschulungslager eingerichtet. Von den Lagern 
aus erfolgt die Vermittlung in Einzelstellen. Die in den Lagern 
verbrachte Zeit wird auf das Pflichtjahr angerechnet. 

d) J) i e E i n z e I s t e l l  e n i n d e r s t ä d t i s c h e n 
Hau s w i r t sch a f t  

Hauswirtschaftliche Stellen, die zur Aufnahme eines Pflicht­
jahrmädels gemeldet werden, werden im Auftrage der Arbeits­
ämter durch das Deutsche Frauenwerk überprüft, ob sie die 
Vorausseßungen für die Zuweisung eines Pflichtjahrmädels er­
füllen. Man unterscheidet verschiedene Arten hauswirtschaft­
liehet Tätigkeit:. 

aa) D a s  f r e i e  A r b e i t sv e r  h ä I t n i s. Die Mädel er· 
halten hier für ihre Tätigkeit den ortsüblichen Tariflohn. 
In solchen Stellen ist eine große Zahl der Pflichtjahrmädchen. 

bb) D i e h a u s w i r t s c h a f t I i c h e L e h r e. Die hanswirt­
schaftliche Lehre ist eine zweijährige Berufsausbildung für 
die Hauswirtschaft. Sie kann auch als Pflichtjahr in An­
rechnung gebracht werden, wenn das Arbeitsamt zus.timmt. 

In allen Fällen land- und hauswirtschaftlicher Tätigkeit er-
folgt die Aufnahme in die Hausgemeinschaft. Jugendliche Mädel 
unterstehen der Erziehung durch die Hausfrau. Sie sollen durch 
die Hausfrau planmäßig angeleitet werden. 

e) St a a t  H c h a n e r kan n t e  h a u s w i r  t s c h a f t I ich e 
Sch u l e n  

Der einjährige Besuch landwirtschaftlicher oder hauswirt­
·schaftlicher Schulen mit staatlicher Anerkennung kann, wenn das 
Arbeitsamt, in dessen Bezirk die Schule liegt, vor dem Schul­
besuch seine Zustimmung gegeben hat, mit einem halben Jahr 
auf das Pflichtjahr angerechnet werden. Das gleiche gilt für den 
Besuch der Klasse I einer staatlich anerkannten Frauenfach­
schule. 
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10. Die Anmeldung einer Pflichtjahrs�elle 

Die Anmeldung erfolgt heim Arbeitsamt oder bei der Ver­
trauensfrau des Deutschen Frauenwerks. Die Vertrauensfrau 
wird beauftragt, die Überprüfung der gemeldeten Stellen vor· 
zunehmen. Wenn die Voraussetlungen für eine Pflichtjahrstelle 
nicht 'vorliegen, wird das Arheit�amt versuchen, durch Zuweisung 
einer auderen Kraft zu helfen. Über die endgültige Besetung 
der Stelle entscheidet in jedem Fall das Arbeitsamt. Es nimmt 
auch die Vermittlung vor. 

Falls eine Hausfrau sich selbst ein Mädel gesucht hat, ist 
die Zustimmung des Arbeitsamtes,· ob die Stelle als Pflichtjahr­
atelle gelten kann, einzuholen. Falls dies nicht geschieht, besteht 
die Gefahr, daß dem Mädel die Zeit nicht als Pflichtjahr ange­
rechnet wird. 

11. Die Zustimmung des Arbeitsamtes beim Pflichtjahr 

Die Pflichtjahrstelle ist zweckmäßig durch die Vermittlung 
des Arbeitsamtes auszusuchen. Es hat den Vorteil, daß es sich 
bei der Vermittlung durch die Arbeitsämter um geprüfte Stellen 
handelt. Die Eltern ha];len auch die Möglichkeit, für das Mädel 
selbst eine Stelle zu suchen. Zeitungsinserate sind mit Vorsicht 
aufzunehmen! Zu oft schon ist versucht worden, auf diese Weise 
Stellen zu heseßen, die von dem zuständigen Arbeitsamt, das die 
Verhältnisse kennt, abgelehnt worden sind. Bei der V ermitt­
lung handelt das Arbeitsamt nach folgendem Grundsat: "Die. 
Jugendlichen sollen in solche Stellen vermittelt werden, die dem 
Arbeitsamt als einwandfrei und für den Zweck geeignet bekannt 
sind.�' Die körperliche Eignung des Mädels wird berücksichtigt. 
Es muß die Gewähr gegeben sein, daß das Mädel seinen Kräften 
entsprechend eingesett "'ird und unter allen Umständen ver­
mieden werden, daß das Pflichtjahrmädchen gesundheitlich be­
einträchtigt wird oder durch ein Übermaß an Arbeit die Freude 
an hauswirtschaftlicher Tätigkeit verliert. 

In jedem Fall, ob die Stelle selbst gesucht, oder durch das 
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Arbeitsamt vermittelt wurde, bleibt den Eltern die Entscheidung, 
ob sie die Arbeitsstelle annehmen wollen. Es besteht durchaus 
die MögliChkeit, den Antritt einer Stelle abzulehnen. Das Ar· 
beitsamt wird für die Angabe der Gründe dankbar sein, da es 
ein großes Interesse daran hat, die Mädel in wirklieh gute Stellen 
zu geben. AuCh für selbstgesuChte Stellen muß die Zustimmung 
des Arbeitsamtes, in dessen Bezirk die ausgesuChte Stelle liegt, 
vorliegen, daß sie als PfliChtjahrstelle anerkannt wird. Der An­
trag kann auCh bei dem Heimatarbeitsamt des Mädels gestellt 
werden. Dies wird ihn dann an das zuständige Arbeitsamt weiter· 
geben. Die Zustimmung wird vom Arbeitsamt sChriftlieh erteilt. 
Gibt das Arbeitsamt die Zustimmung niCht, so wird eine tro�dem 
ausgeübte Tätigkeit nicht auf das Pflichtjahr angerechnet. 

Während .der PfliChtjahrtätigkeit sollen die Mädel nicht 
durch Abendkurse insbesondere in Stenographie und Maschinen­
schreiben beansprucht werden. Die haus- und landwirtsChaftliche 
Arbeit verlangt ihren vollen Einsat}. Mehrbeanspruchungen 
darüber hinaus sind mit dem Gedanken des Jugendschut}es nicht 
zu vereinbaren. Die Arbeitsämter sind deshalb angewiesen, die 
Anerkennung einer Tätigkeit als Pflichtjahr dann niCht zu geben, 
wenn sich naChträglich herausstellt, daß die Mädchen solehe 
Kurse besuCht haben. Ausnahmen bedürfen der Zustimmung 
des Arbeitsamtes. (Vgl. S. 49.) 

12. Pflichtjahr uncl Arbeitsbuch. 

Pflichtjahrmädel sind nach den Bestimmungen über das 
Arbeitsbuch grundP;:t}lich arbeitsbuchpflichtig (vergl. S. 52). 
Die Abieistung des Pflichtjahres bzw. die Befreiung wird vom 
Arbeitsamt im ArbeitsbuCh förmlich bescheinigt. Die Eintragung 
erfolgt auf Seite 4 des ArbeitsbuChes und hat folgenden Wort· 
laut: "Die Vorausset}ungen der Anordnung über den verstärkten 
Einsat} von weibliehen Arbeitskräften in der Land- und Haus· 
wirtsehaft vom 15. Februar 1938 sind - gelten als - erfüllt 
. · · · · · · · · , den · · · 19 · · , Arbeitsamt · · · · · · 

I. A . . · · · · · · · ". 
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Wenn zwischen der Hausfrau und der Hausgehilfin (dem 
Pflichtjahrmädchen) Z w e i  f e 1 f r a g e n oder Meinungsver­
_schiedenheiten auftreten, so sollen sich heide zunächst um eine 
Verständigung in einer Aussprache bemühen, wie dies der Auf­
fassung einer Arbeits- und Hausgemeinschaft entspricht. Erst 
wenn trot5 des gegenseitigen Bemühens eine Einigung nicht zu 
erzielen ist, kann die zuständige Dienststelle der DAF., Fach­
gruppe Hausgehilfin, - bei Meinungsverschiedenheiten mit 
Jugendlichen die Jugenddienststellen der Fachgruppe Haus­
gehilfin - angerufen werden. 

Die K ü n d i g u n g kann nur zum Schluß eines Kalender­
monats erfolgen, sie muß bis zum 15. des Monats ausgesprochen 
sein. Außerdem sind bei Beschäftigung im Angestelltenverhält­
nis und bei den Hausgehilfen der Ostmark die besonderen Kün­
digungsbestimmungen des BGB bzw. des Österreichischen Haus­
gehilfengeset5es zÜ berücksichtigen. 

}Jei Beendigung der Tätigkeit stellt die Hausfrau der Haus• 
gehilfin (dem Pflichtjahrm�dchen) ein Zeugnis über die Dauer 
und Art der Beschäftigung - auf Verlangen auch über die er­

worbenen Kenntnisse und Fertigkeiten und ihre Führung - aus. 
Im übrigen bestimmen sich. die gegenseitigen Rechte und Pflich­
ten nach dem Inhalt der von den Reichstreuhändern der Arbelt' 
erlassenen Richtlinien. für Hausgehilfen bzw. nach den Bestim­
mungen des BGB über den Dienstvertrag oder nach denen des 
Üsterreichischen Hausgehiifengeset5es. 

· · · · · · · · den · · · · · · · · 19 · · 

(:aausfrau) (Hausgehilfin [Pflichtjahrmädchen]) 

(geseulicher Vertreter) 

Hinzuweisen ist noch einmal auf die Anordnung üb.er die 
Beschränkung des Arbeitsplat5wechsels vom l. 9. 1939 (vgl. S. 64). 
wonach die Zustimmung des Arbeitsamtes zur Kündigung not­
wendig ist, wenn beide Teile sich nicht einig sind. 

Für die Tätigkeit in der L a n d w i r t s c h a f t gelten die 
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krankenversicherungspflichtig; zum Reichsstocl{ für den Arbeits� 
einsats sind keine Beiträge zu zahlen. Invalidenversicherungs­
pflicht ist gegeben. Für die Unfallversicherung gelten die all­
gemeinen Vorschriften. 

h) Im H a usw i r t sch a f t  Ii c h e n J a h r*) (a u f  
d e m  L a  n d e): In ihm sollen schulentlassene junge Mädchen 
vor dem Eintritt in das Berufs- und Arbeitlehen in einem 
Familienhaushalt die Anfangsgründe der hauswirtschaftliehen 
Arbeit erlennen. Sie sollen in den Aufgaben und Pflichtenkreis 
einer deutschen Hausfrau eingeführt werden. Die Hausfrau ge­
währt dem jungen Mädchen freien Unterhalt; auch wird die Reini· 
gung der Wäsche übernommen. Ferner erhält das Mädchen 
regelmäßig ein kleines monatliches Taschengeld nach Verein­
barung mit den Eltern. 

Hieraus ergibt sich: Das Mädchen ist krankenversicherungs­
pflichtig, zum Reichsstock für Arbeitseinsaß sind keine Beiträge 
zu Zfihlen. Für die Invalidenversicherung gilt bei künftig abzu· 
scllließenden Verträgen folgendes: Versicherungsfreiheit nach 
§ 1227 RVO. besteht, wenn nur freier Unterhalt als Lohn ge­
währt wird. Dagegen ist Invaliden-Versicherungspflicht nach 
§ 1226 RVO. gegeben, wenn die gewährte Barvergütung ein 
Drittel des jeweiligen Ortslohns überschreitet oder wenn neben 
dem freien Unterhalt. eine Barvergütung gewährt wird. die ein 
Sechstel des jeweiligen Ortslohnes übersteigt. Änderungen in der 
Ortslohnfestsetsung sind ohne Einfluß auf eine einmalige be­
gründete Versicherungspflicht. Für die Unfallversicherung gelten 
die allgemeinen VorsChriften. 

c) I n  d e r L ä n d I ich e n H a u s  a r b e i  t s I e h r e. 
Die ländliche Hausarbeitslehre dient der Anleitung in der länd­
liChen Hausarbeit. Sie wird in einem vom ReiChsnährstand aus­
gewählten häuerliehen oder landwirtschaftliehen Betrieb abge· 
leistet. Es wird ein Lehrvertrag auf 2 Jahre (mindestens I Jahr) 
abgeschlossen. Das MädChen erhält freie Kost und Wohnung so­
wie Tariflohn. Hieraus ergibt sich: Das MädChen ist kranken­
versicherungspflichtig; zum Reichsstock für -Arbeitseinsats sind 

*) überholt. 
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keine Beiträge zu zahlen. Für die Invalidenversicherung gelten 
die gleichen Vorschriften wie im hauswirtschaftliehen Jahr (1 b). 
Für die Unfallversicherung gelten die allgemeinen Vorschriften. 

d) I n  d er l ä n d l ich e n  H a u s w i r t sch a f ta­
l e h r e. Die ländliche Hauswirtschaftslehre bezweCkt eine plan­
mäßige Berufsausbildung in der ländlichen Hauswirtschaft. Es 
wird ein zweijähriger Lehrvertrag abgeschlossen. Das Mädchen 
erhält freie Kost und Wohnung sowie ein Taschengeld. 

Für die Sozialversicherung gilt dasselbe wie zu 1 c. 

e) I m  BDM.-L a n d d i e nst. Er bezweckt den Ein­
sats städtischer Jugendlicher in der Landarbeit mit dem Ziel ihrer 
Rückführung auf das Land. Der Dienst vollzieht sich durch 
Unterbringung und Gemeinschaftserziehung in Lagern und im 
vollen Einsats in ländlicher Arbeit wie heim freien Arbeitsver­
hältnis. Das Mädchen erhält tarifliche Bezahlung. Somit gilt für 
die Sozialversicherung dasselbe wie zu 1 a. 

2. I m s t ä d t i s c h e n H a u s h a 1 t 
und zwar: 

a) I m f r e i e n A r  h e i t s v e r h ä 1 t n i s a l s H a u s -
g e h  i 1 f i n. Mit Ausnahme der Vorschriften über die Unfall­
versicherung gilt dasselbe wie zu Nr. 1 a. 

b) I m H a u s w i r t s c h a f t I i c h e n J a h r *) i n d e r 
S t a d t). Mit Ausnahme der Vorschriften über Unfallversiche­
rung gilt dasselbe wie zu Nr. 1 b. 

c) I n d e r H a u s w i r  t s c h a f t 1 i c h e·u L e h  r e : 
Mit Ausnahme der Vorschriften über Unfallversicherung 

gilt dasselbe wie zu Nr. l h." 

17. Pflicktjdhr und Kinderbeihilfen 

Der Reichsminister d�r Finanzen hat sich in dem Erlaß 
vom 22. September 1939 (Reichshesoldungshlatt Nr. 3219) damit 
einverstanden erklärt, daß die Kinderzuschläge vom Beginn des 

*) Überholt. 

Albrecht 3 
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19. Behörden und Organisationen 

a) D a s  Arb e i t s a mt. Es ist die für das Pflichtjahr 
zuständige '8ehörde. Das Arbeitsamt erteilt die Zustimmung zum 
Antritt einer Pflichtjahrstelle, vermittelt die Stellen und erteilt 
den Pflichtjahrstempel im Arbeitsbuch. 

b) D a s D e u t s c h e F r a n e n w e r k. Im Auftrage der 
Arbeitsämter überprüft das Deutsche Frauenwerk durch seine 
Vertrauensfrauen in Zusammenarbeit mit dem Reichsnährstand 
und der Deutschen Arbeitsfront die gemeldeten Pflichtjahr·. 
stellen. Es führt die Schulung seiner Vertrauensfrauen und 
Treffen der Hausfrauen und Mütter· durch. 

c) D i e D e u t s c h e A r  b e i t s f r o n t. Die Deutsche 
Arbeitsfront ist zuständig für die arbeitsrechtliche Betreuung 
städtischer Haushalte, die sehlichtung von Streitfällen und die 
Rechtsberatung. 

d) D e r R e i c h s n ä h r s t a n d. Ländliche Haushalte 
werden durch den Reichsnährstand betreut. Seine Vertrauens· 
frauen prüfen zusammen mit dem Deutschen Frauenwerk die 
Pflichtjahrstellen. Der Reichsnährstand führt Treffen der Haus· 
frauen durch und schlichtet arbeitsreChtliche Streitigkeiten. 

e) D e r  B D M. Die Pflichtjahrmädel nehmen am regel­
mäßigen BDM-Dienst teil. Wiehtig ist die Ummeldung, falls der 
Wohnort geweChselt wird. Die Untergauführerin beruft 3 bis 4 

Mal im Jahr Pfliehtjahrmädeltreffen ein, auf denen Fragen der 
Gesundheitsführung, der Berufswahl und Fragen des Pflicht· 
jahres mit den Mädeln besprochen werden. Der BDM. gibt den 
Pflichtjahrmädeln die Möglichkeit, ihren Urlaub in· den Sommer· 
oder Winterlagern des BDM. zu verbringen. 

f) D a s A r b e i t s g e r i eh t. Arbeitsrechtliche Streitig· 
keiten, die sich durch Vermittlung der Deutschen Arbeitsfront 
bzw. des Reichsnährstandes nicht beilegen lassen, gehören vor 
das Arbeitsgericht und werden dort entschieden. 
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20. Pflichtjahr und Ausstattungsbeihilfe 

Ei!ne Pflichtjahrtätigkeit im kinderreichen Haushalt wird 
für die Ausstattung-sbeihilfe angerechnet, wenn die sonstigen 
VoraussetJungen erfüllt sind. 

Die Ausstattungsbeihilfe ist geschaffen worden, um den in 
kinderreichen Familien tätigen Hausgehilfinnen eine besondere 
Anerkennung zuteil werden zu lassen. Die Beihilfe beträgt nach 
vierjähriger Beschäftigung in einer - oder mehreren - kinder­
reichen Familien 600 Reichsmark und erhöht sich für jedes 
weitere Jahr der Tätigkeit um 150· Reichsmark. Der Höchst­
hetrag der Ausstattungsbeihilfe ist 1500 Reichsmark. 

Dabei ist folgendes zu beachten: Die Ausstattungsbeihilfe 
kann ausgezahlt werden an reichsdeutsche und volksdeutsehe 
Mädel, die mindestens 4 Jahre in einem kinderreichen Haushalt 

/ 

deutscher Volkszugehörigkeit als e i n  z i g e Hausgehilfin 
(PHichtjahrmädchen} berufstätig waren. Die Tätigkeit wird rüCk­
wirkend vom 1. Januar 1939 ab gerechnet. Hausangestellte, wie 
z. B. Erzieherinnen, Wirtschafterinnen erhalten diese Beihilfe 
nicht, wohl aber hauswirtschaftliche Lehrlinge und Pflichtjahr­
�ädchen. Angerechnet wird folgende Tätigkeit: 

a} als einzige Hausgehilfin in einer kinderreichen Familie 
mit mindestens 3 Kindern unter 14 Jahren, 

h) als einzige Hausgehilfin in einer Aufhaufamilie (2 Kinder 
unter 14 Jahren) ab 9 Monate vor der Gehurt des dritten 
Kindes, 

c) eine abgeschlossene zweijährige Lehrzeit in einem Haus­
halt mit mindestens einem Kind unter 14 Jahren. Hier 
wird aber nur ein Jahr angerechnet, 

d) Tätigkeit von zwei Hausgehilfinnen in einer Familie mit 
4--6 Kindern unter 14 Jahren, 

e) Tätigkeit von drei Hausgehilfinnen in einer Familie mit 
mehr als 6 Kindern unter 14 Jahren, 

f) FortsetJung der Tätigkeit in einer kinderreichen Familie 
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bis zu einem Jahr, wenn eines oder mehrere der Kinder 
das vierzehnte Lebensjahr überschritten haben, 

g) Tätigkeit oder Lehrzeit im e l t e r l i c h e n Haushalt 
kann berücksichtigt werden, wenn die Bestätigung der 
Notwendigkeit der Beschäftigung durch das AJ.,beitsamt 
vor Beginn -der Tätigkeit eingeholt wird. 

h) In besonderen Fällen kann das Arbeitsamt seine Zu­
stimmung erteilen für eine Tätigkeit, die ausnah�sweise 
auch für die Erlangung der Ausstattungsbeihilfe an­
gerechnet wird. 

Es ist zweckmäßig, sich in jedem Fall zu Beginn der Tätig­
keit die Anrechnungsfähigkeit auf den Erwerb der Anwartschaft 
für die Ausstattungsbeihilfe vom 'Arbeitsamt schriftlich he­
stätigen zu lassen. Bei Beendigung der Tätigkeit in einer Familie 
ist eine · besondere Bescheinigung des Haushaltungsvorstandes 
auf einem Formblatt, das die Arbeitsämter' abgeben, zu besorgen 
und dem Arbeitsamt zur Bestätigung vorzulegen. Diese. Be­
scheilligungen sind die Unterlagen für den Antrag an d\ls Arbeits­
amt zur Erlangung der AUBstattungsbeihilfe. Die ersten Anträge 
können ab 1. Januar 1943 gestellt werden. Das Arbeitsamt gibt 
ein Formblatt für diese Anträge aus. Die Ausstattungsbeihilfe 
wird erst bei der Eheschließung oder bei Vollendung des 
30. Lebensjahres ausgezahlt. Vorher wird sie. auf ein gesperrtes 
Sparbuch eingezahlt und bis zur Auszahlung verzinst. 



II. T E I L  

PFLICHTJAHR UND BERUFSMÖGLICHKEITEN IN LAND­

UND HAUSWIRTSCHAFTLICHER,. SOZIALER UND PFLEGE. 

RISCHER TÄTIGKEIT 

Bei folgenden Berufen findet eine Einwirkung des Pflicht­
jahres auf die Länge der Berufsausbildung nicht statt. 

1. Landwirtschaft 

L ä n d l i c h e H a u s a r b e i t s g e h i I f i n. Volksschule, 
2 Jahre Hausarbeitslehre, Ausbildungskosten keine, A u  f · 

i! t i e g s m ö g I i c h k e i t e n : Ländliche · Hauswirtschafts­
gehilfin, Wirtschafterin, ländliche Haushaltspflegerin. Lehrerin 
der ländlichen Haushaltungskunde, NS-Gemeindeschwester, Kran­
kenschwester, Landdienstführerin. 

· L ä n d I i c h e H a u s w i r t s c h a f t s g e h i l f i n. Volks­
schulabschluß, ländliche Hausarbeitsprüfung, 2 Jahre ländliche 
·Hauswirtschaftslehre, A u f s t ieg s m ö g I ich k e i t e n :  Wirt­
schafterin, ländliche Haushaltspßegerin, Lehrerin der Iandwirt· 
schaftlichen Haushaltnngskunde, Landdienstführerin. 

L ä n d l i c h e W i r t s c h a f t e r i n. Volksschule, Prü­
fung als Hauswirtschaftsgehilfin, bezahlte praktische Arbeit, An­
erkennung als Wirtschafterin, Ausbildungskosten: 1/2 bis 1 Jahr 
Sclmlgeld für die Mädchenabteilung einer Landwirtschaftsschule 
bzw. Landfrauenschule, � u f s t i e g s m ö g I i c h k e i t e n : 
Ländliche Haushaltspflegerin, Lehrerin der ländlichen Haus­
haltungskunde. 

L ä n d I ich e H a u s h a 1 t s p f l e g e r i n. Mittelschul­
bzw. entsprechender Abschluß, 2 Jahre Ausbildung, Prüfung als·· 
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D i ä t a s s i s t e n t i n : Mittelschule bzw. entsprechender 
Abschluß, praktische Tätigkeit in der Hauswirtschaft, 2 Jahre 
Ausbildung. A u f s t i e g s m ö g l i c h k e i 1: e n : Diätküchen­
leiterin. 

3. Soziale und pflegerische Berufe 

L a n d d i e n s t f ü h r e r  i n. Volksschule bzw. Hauswirt­
schaftsgehilfin, Landdienstführerinnenschule, Ausbildungskosten 
keine. A u f s t i e g s m ö g l i c h k e i t e n : die landwirtschaft­
lichen Berufe . 

.F ü h r e r i n i m R e i c h s a r b e i t s d i e n s t. abge-
leisteter RAD., Führerinnenausbildung. Kosten: keine. 

K i n d e r g ä r t n e r i n. Mittelschule, hauswirtschaftliche 
Tätigkeit, 2 Jahre Seminar, Kosten: Schulgeld. A u f  8 t i e g s ­
m ö g I i c h k e i t e n : Jugendleiterin, Hauswirtschafts- und 
Turnlehrerin, Volksschullehrerin, V olkspflegerin. 

V o lk s p f I e g e r i n. Mittelschule, praktische Tätigkeit, 
ab 19 Jahre 2 Jahre Seminar. Tätigkeitsgebiete: Gesundhei�s­
ämter, Gemeinden, Jugendämter. NSV., Arbeitsämter, Mütter­
dienst, Sozialarbeit des BDM. 

K i n d e r p f I e g e r i n. Volksschule, Kinderpflegeschule 
P/2 Jahre, Kosten gering. A u f s t i e g s  m ö g I ich k e i t e n :  
Hauswirtschaft (Frauenfachschule), Kindergärtnerin, Pflege. 

S ä u g I i n  g s p f I e g e r i n. Volksschule, hauswirtschaft­
liehe Tätigkeit, 11/2 Jahre Ausbildung, Ausbildungskosten: keine. 
A u f s t i e g : Pflegeberufe. 

' 

K r a n k e n p f I e g e r i n (N. S. R e i c h s b u n d u n d 
Ro t e  8 K r e u z). Volks- und Mittelschule, hauswirtschaftliche 
Tätigkeit, RAD.,

.
11/2 Jahre Ausbildung. Kosten: keine. Einsa§ 

und Aufstieg: Lazarett, Universitätskliniken, Kinderkliniken, 
Krankenhäuser, Spezialausbildung: Operationssaal, Röntgen, 
Laboratorium, Apotheke, Massage, Gymnastik, Ha:uptküche, 
Diätküche, Wirtschaftsbetrieb, Verwaltung, Hebammendienst, 
Wochen- nnd Säuglingspflege. 



ITI. TEIL 

WORTLAUT DER BESTIMMUNGEN 

Hauswirtschaftliche Ertüchtigung des BDM 

A n o r d n n n .g d e s R e i c h s j n g e n d f ü h r e r s. 

Es gehört zur Erziehungsarbeit des BDM., dafür zu sorgen, 
daß· jedes !'fädel bereits im Alter des BDM. die selbstverständ­

lichen Kenntnisse, die zu einer Haushaltführung notwendig sind, 
erwirbt. 

Daneben muß erreicht werden, daß die weibliche Jugend in 
erster Linie die Berufe ergreift, die ihrer Art am meisten ent· 
sprechen, um den außerordentlich großen Nachwuchsmangel in 
hauswirtschaftlichen, sozialen und pflegerischen Berufen aus­
zugleichen. 

Um eine generelle hauswirtschaftliche Ertüchtigung zu er­
möglichen und um eine Vorschulung für die sozialen und pflege­
risclten Berufe zu scltaffen, m a c h e i c h e s j e d e m Mi t • 

g Ii e d d e s  B D M. z u r  P f Ii c h t, i m  AI t e r  v o n 14 

b i 8 21 J a h r e n h a u s w i r t 8 c h a f t I i c h e A r b e i t z u 
le i s t e n. 

Durcltführung8bestimmungen ergehen durclt das Soziale Amt 
der Reichsjugendführung. 

Berlin, den 5. Januar 1938. 

gez.: B a I d u r v o n S c h i r a c h .  
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II. 

. (1) Wer den in solchen Anordnungen enthaltenen Geboten 
und V erboten �uwiderhandelt, wird mit Gefängnis und Geld­
strafen, Jetstere in unbegrenzter Höhe, oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. 

(2) § 4 des Gesetses zur Durchführung des Vierjahresplans 
- Bestellung eines Reichskommissars für die Preisbildung -
vom 29. Oktober 1936 (RGBI. I, S. 927) bleibt unberührt. 

(3) Wegen eines Schadens,. der durch eine nach Ziffer I 
veröffentlichte Anordnung entsteht, wird eine Entschädigung 
nicht gewährt. 

Berlin, den 5. Nowember 1936. 

Der Ministerpräsident 
G ö r i n g ,  

Beauftragter für den Vierjahresplan. 

Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplans über den 
verstärkten EinsatJ von· weiblichen Arbeitskräften in der 

Land- und Hauswirtschaft 

vom 15. Februar 1938 

(Deutsch. Reichsanzeiger Nr. 43) 

Uni den Mangel an weihliehen Arbeitskräften in der Land­
und Hauswirtschaft zu mindern, bestimme ich folgendes: 

1. Ledige weibliclie Arbeitskräfte unter 25 Jahren dürfen 
von privaten und öffentlichen Betrieben und V erwal­
tungen als Arbeiterinnen oder Angestellte nur eingestellt 
werden, wenn sie mindestens eine einjährige Tätigkeit in 
der Land- oder Hauswirtschaft durch das Arbeitsbuch 
nachweisen. Vom Lande stammende Arbeitsuchende 
müssen die Tätigkeit auf dem Lande abgeleistet haben. 
Der Nachweis ist nicht erforderlich bei Einstellung in der 
Land- und Hauswirtschaft. 

2. Den Kreis der Personen, die Wirtschaftszweige und Be­
rufe, die diesen Einstellungsbeschränkungen unterliegen, 
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. § 2 
(1) Der Arbeitsdienst, der Landdienst, die Landhilfe, die 

ländliche Hausarheitslehre, das Hauswirtschaftliche Jahr sowie 
die Teilnahme an einem vom Arbeitsamt durchgeführten oder 
geförderten land- oder hauswirtschaftliehen Lehrgang werden 
auf· das Pflichtjahr angerechnet. 

(2) Auch eine nichtarbeitsbuchpflichtige Tätigkeit im 
Elternhaus oder bei Verwandten wird angerechnet, wenn es sich 
um Familien mit vier oder mehr Kindern unter 14 Jahren 
handelt. 

§ 3 

- Dem Pflichtjahr steht gleich eine zweijährige geordnete 
Tätigkeit im Gesundheitsdienst als Hilfskraft zur UnterstÜ\lung 
der Schwestern und in der Wohlfahrtspflege zur Unterstü\lung 
der Volkspflegerinnen und Kindergärtnerinnen. 

§ 4 

In besonders gelagerten Fällen kann das Arbeitsamt Aus­
nahmen zulassen. Das Arbeitsamt hat dies im Arbeitbuch förm­
lich zu bescheinigen. 

§ 5 

Für eine Tätigkeit in der Land- und Hauswirtschaft (§ 1 
Abs. 1), die vor dem 1. Januar 1939 aufgenommen wurde, gilt 
die Zustimmung des Arbeitsamts als erteilt. 

§ 6 

Diese Anordnung tritt am l. Januar 1939 in Kraft. Gleich­
zeitig tritt die Durchführungsanordnung zur Anordnung über 
den verstärkten Einsa\l von weiblicllen Arbeitskräften in der 
Land- und Hauswirtschaft vom 16. Februar 1938 (Deutsch. 
Reichsanz. Nr. 43 außer Kraft. 

Berlin, den 23. Dezember 1938. 

Der Präsident der Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 

gez.: Dr. Syr up. 
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Augenmerk audl d11rauf ridlten, daß die Pflichtjahrmäddten 
nicht nebenher kaufmännische Kurse besuchen. 

· 

Es bestehen keine Bedenken dagegen, in besonders ge­
lagerten Fällen, in denen das V erbot des Kursusbesuches eine 
unbillige Härte bedeuten würde, im -Wege der Ausnahmeregelung 
den- Kursusbesuch zuzulassen. Ein Härtefall kann unter Um­
.ständen dann gegeben sein, wenn ein Mäddlen nach dem Besuch 
einer Handelsschule, die zum Zwecke der späteren Ausübung des 
kaufmännischen Berufes durchlaufen wurde, das Pflichtjahr ab­
leistet und zur Erhaltung der in dr Handelsschule erworbenen 
Kenntnisse während des Pflichtjahres Fortbildungskurse zu be­
suchen wünscht. Jedoch wird im allgemeinen die Zustimmung 
zum Kursusbesuch zu versagen sein, wenn das Pflichtjahr vor 
dem Besuch der Handelsschule hätte abgeleistet und damit die 
Gefahr des Verlustes der erworbene� Kenntnisse während der 
Ableistung des Pflichtjahres hätte vermieden werden können. · 

Auch bei Zulassung einer Ausnahme, die der vorherigen Zustim� 
mung des Arbeitsamtes bedarf, muß die Gewähr gegeben sein, 
daß die Pflichtjahrtätigkeit durch den Kursusbesuch nicht be­
einträchtigt wird. 

Dieser · Erlaß wird auch im Reichsarbeitsblatt bekannt­
gegeben. 

Geseg über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 26. Februar 1935 

. (RGBI. I. S. 3ll) 

Die Reichsregierung hat das folgende Gesel;i beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

§ l 
(l) Um die zweckentsprechende Verteilung der Arbeits· 

kräfte in der .deutschen Wirtsdtaft zu gewährleisten, wird ein 
Arbeitsbuch eingeführt. . 

(2) Den. Kreis der Personen, für die Arbeitsbücl{er einzu­
führen sind, den Zeitpunkt der Einführung und das Nähere über 
dfe Ausgestaltung der Arbeitsbüdler bestimmt der Reichsarbeits­
minister. 
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bei dem Arbeitsamt zu beantragen, in dessen Bezirk er polizei­
lich gemeldet ist. Deutsche Mitglieder der Schiffsmannschaften 
von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt, die ihren Wohnort im 
Ausland haben oder dauernd auf einem ausländischen Schiffe 
wohnen, können den Antrag bei jedem Arbeitsamt stellen. 

(2) Für den Antrag ist das vorgeschriebene Formblatt zu 
verwenden. Mit· dem Antrag ist die auf dem Formblatt vor­
gesehene Bescheinigung der Ortspolizeibehörde darüber einzu­
bringen, daß der Antragsteller polizeilich gemeldet ist und daß 
die Ang�ben über seine Staatsangehörigkeit zutreffen; dies gilt 
nicht für deutsche Mitglieder der Schiffsmannschaften von Fahr­
zeugen der Binnenschiffahrt, die ihren Wohnort im Ausland 
haben oder dauernd auf einem ausländischen Schiffe wohnen. 
Die Bescheinigung der Polizeibehörde ist kosten- und stempelfrei. 

(3) Der Antragsteller hat die von ihm verlangten Angaben 
iiber seine Person und sein Berufsleben richtig und vollständig zu 
machen. Auf Verlangen des Arbeitsamtes hat er seine Angaben 
zu belegen. 

(4) Das Arbeitsamt kann das persönliche Erscheinen des 
Antragstellers anordnen. 

§ 4 
(1) Hat ein Arbeiter, Angestellter....._ oder mithelfender 

Familienangehöriger die Ausstellung eines Arbeitsbuches be­
antragt, oder kann er bei der Aufnahme einer Beschäftigung sein 
Arbeitsbuch nicht vorlegen, so kann ihm das Arbeitsamt für eine 
begrenzte Zeit eine Ersatlkarte ausstellen; dies gilt nicht, wenn 
das bisherige Arbeitsbuch vom Unternehmer auf Grund der 
siebenten Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplans 
über die Verhinderung rechtswidriger Lösung von Arbeitsverhält­
nissen vom 22. Dezember 1936 (Deutscher Reichsanzeiger 
Nr. 299) zurückbehalten worden ist. 

(2) Die Ersatlkarte ist spätestens zu dem in ihr festgesellten 
Zeitpunkt an das Arbeitsamt zurückzugeben. Eintragungen der 
Unternehmer werden vom Arbeitsamt in das Arbeitsbuch über­
tragen. 

(3) Die Ersa\lkarte gilt für die darin vorgesehene Zeit als 
Arbeitsbuch. 



54 w;,rtlaut der herangezogenen Bestimmungen 

§ 5 

Ist ein Arbeitsbuch vollständig ausgefüllt, unhrauchbar ge­
worde'n oder verloren gegangen, so hat der Arheitshuchpflichtige 
die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches zu beantragen. Das 
vollständig ausgefüllte oder unhrauchbare Arbeitsbuch ist dem 
Arbeitsamt vorzulegen. Es wil"d vom Arbeitsamt durch einen 
Vermerk geschlossen und dem Antragsteller zurückgegeben. Der 
Verlust des Arbeitsbuches ist glaubhaft zu machen. 

§ 6 

Das Arbeitsbuch und die Ersa§karte werden kostenfrei aus­
gestellt. Für die Ausstellung eines neuen Arbeitsbuches kann 
das Arbeitsamt eine Gebühr bis zu 5 Reichsmark erheben, wenn 
das alte Buch verloren gegangen oder unhrauchbar geworden ist. 
Ist die Neuausstellung eines Arbeitsbuches für einen Arbeiter, 
Angestellten oder mithelfenden Familienangehörigen auf Um­
stände zurückzuführen, die der Unternehmer (Führer des Be­
triebes, der Verwaltung, der Anstalt oder des Haushalts) ver­
schuldet hat, so ist die Gebühr von ihm zu erheben. Die Gebühr 
kann im Verwaltungsverfahren beigetrieben werden. 

§ 7 
Arbeitsbücher, die das Landesarbeitsamt der Freien Stadt 

Danzig ausgestellt, sind Arbeitsbücher im Sinne der reichsrecht­
lichen VorSchriften. 

III. F ü h r u n g d e s A r b e i t s h u c h e s 

l. A�h e i t s h uch f ü r  A r b e i ter , A n g e s t e l l t e  
u n d  mi t h e l fen de Fa m i l i e n a n g e h ö r i g e  

a) Pflichten des Brufstätigen. 

§ 8 

(1) Arbeiter, Angestellte und mithelfende Familienange­
hörige haben ihr Arbeitsbuch bei der Aufnahme der Beschäf­
tigung unverzüglich dem Unternehmer zu übergehen. Nehmen 
sie neben ihrer bisherigen eine weitere Beschäftigung auf, so 
haben sie ihr Arbeitsbuch unverzüglich dem neuen Unternehmer 
zur Einsicht vorzulegen; sie haben es ihm auch dann vorzulegen, 
wenn dieser Eintragungen vorzunehmen hat. 
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(2) Sie haben das Arbeitsbuch sorgfältig aufzubewahren, 
solange sie es selbst in Gewahrsam haben. 

§ 9 

{l) Arbeiter, Angestellte und mithelfende Familienange­
hörige haben Wohnungsänderungen unverzüglich dem Unter­
nehmer anzuzeigen. Sind sie arbeitslos, so hah'en sie die Anzeige 
auf dem vorgeschriebenen Formblatt unverzüglich dem Arbeits­
amt zu erstatten, in dessen Bezirk sie polizeilich gemeldet sind, 
und ihm gleichzeitig das Arbeitsbuch zur Eintragung der Ände­
rung v�rzulegen. Dies gilt nicht für deutsche Mitglieder der 
Schiffsmannschaften von Fahrze:Ugen der Binnenschiffahrt, die 
ihi:e Wohnung außerhalb des Reichsgebiets wechseln. 

h) Pflichten des Unternehmers 

§ 10 
(1) Der Unternehmer hat sich von Arbeitern, Angestellten 

und mithelfenden Familienangehörigen bei der Aufnahme ihrer 
Beschäftigung unverzüglich das Arbeitsbuch übergehen zu lassen 
und es sorgfältig aufzubewahren. Behalten Arbeiter, Angestellte 
oder mithelfende Familienangehörige neben der neuen Beschäf­
tigung ihre bisherige Tätigkeit bei, so hat der neue Unternehmer 
siCh ihr Arbeitsbuch unverzüglich zur Einsicht vorlegen zu lassen. 

(2) In Betrieben und Verwaltungen mit mehreren Nieder• 
lassungen oder Dienststellen soll das Arbeitsbuch he} der ört­
lichen Niederlassung oder Dienststelle aufbewahrt und geführt 
werden, bei welcher der Arbeitsbuchpflichtige beschäftigt ist. 

§11 
(l) Der Unternehmer hat dem Beschäftigten das Arbeits­

buch vorübergehend zu überlassen, wenn dieser es bei der An­
meldung, Musterung oder Aushebung zum Reichsarbeitsdienst 
oder aktiven Wehr dienst, bei Meldungen an die W ehrersaßdienst­
stelle, bei W ehrversammlungen, bei der Anzeige einer Änderung 
seines Familiennamens (§ 9 Ahs. 2) oder, wenn er gleichzeitig 
bei einem anderen Unternehmer beschäftigt ist, diesem Unter­
nehmer (§ Ahs. 1 Saß 2) vorlegen muß. 

(2) Der Unternehmer hat dem Beschäftigten auf Verlangen 
Einsicht in das Arbeitsbuch zu gewähren. 
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§ 12 
Der Unternehmer hat 

1. den Namen und den Siß des Unternehmens, 
2. die Art des Unternehmens oder der betreffenden Abteilung, 
3. den Tag des Beginns und 'die genaue Art der Beschäftigung, 
4. Wohnungsänderungen des Beschäftigten, 
5. Änderungen in der Art der Beschäftigung, wenn die neue 

Arbeitsverrichtung eine wesentliche andere als . die bisherige 
ist, 

6. den Tag der Beendigung der Beschäftigung 
unv'erverzüglich an der dafür bestimmten Stelle im Arbeitsbuch 
einzutragen. Ändert . der Unternehmer eine von ihm gemachte 
Eintragung, so hat er dies im Arbeitsbuch zu bescheinigen. 

§ 13 
Hat innerhalb eines Unternehmens die Überweisung oder 

Verseßung eines Beschäftigten von einer Niederlassung oder 
Dienststelle z� einer anderen die Folge, daß der Beschäftigte 
in einem anderen Arbeitsamtsbezirk polizeilich gemeldet wird, 
so ist die Überweisung oder Versenung als Beendigung des bis­
herigen und Beginn einer neuen Beschäftigung im Arbeitsbuch 
einzutragen. 

§ 14 
(1) Für die Mitglieder der Schiffsmannschaften von Fahr­

zeugen der Binnenschiffahrt hat der Unternehmer 
1. an Stelle des Namens und des Sines des Unternehmens den 

Namen, hilfsweise die Nummer des Fahrzeuges, den Namen 
und den Wohnort des Schiffseigentümers, den Vor· und Zu· 
namen, den Wohnort und die Wohnung des Führers des 
Fahrzeuges, 

2. an Stelle der Art des Unternehmens oder der betreffenden 
Abteilung die Gattung, das Eichzeichen und die Tragfähigkeit 
des Fahrzeuges, 

3. neben der Art der Beschäftigung (Dienststellung an Bord) 
die ausgeführten Reisen (Beginn und Beendigung, Ausgangs· 
und Endort, Tag des Überganges von einem Stromgebiet auf 
das andere, längere Unterbrechungen) 

einzutragen. 
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(2) Wechseln deutsche Mitglieder der Schiffsmannschaften 
von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt ihre Wohnung außerhalb 
des Reichsgebiets, so ist dies nicht im Arbeitsbuch einzutragen. 

§ 15 

Nicht in das Arbeitsbuch einzutragen sind gelegentliche 
Dienstleistungen oder Beschäftigungen gegen geringfügiges Ent­
gelt,· die der Krankenversicherungspflicht nicht unterliegen. Die 
Landesarbeitsämter können für bestimmte Beschäftigungsarten 
vorschreiben, daß auch gelegentliche Dienstleistungen und Be­
schäftigungen gegen geringfügiges Entgelt einzutragen sind. 

§ 16 
Der Unternehmer hat jede Eintragung im Arbeitsbuch· aut 

dem vorgeschriebenen Formblatt unverzüglich dem für den Sitt 
des Unternehmers zuständigen Arpeitsamt anzuzeigen. 

§ 17 
Die Anzeigen von Eintragungen im Arbeitsbuch über Beginn 

und Beendigung der Beschäftigung von Arbeitern und Ange­
stellten, die zur Mitgliedschaft bei Orts-, Land- oder Innungs­
krankenkassen verpflichtet sind, sowie von Angestellten, für die 
Beiträge zum Reichssto'cl� für Arbeitseinsa13. an Orts-, Land- und 
Innungskrankenkassen entrichtet werden-müssen, hat der Unter­
nehmer zusammen mit den An- und Abmeldungen auf den 
vorgeschriebenen Formblättern an die Krankenkassen zu richten. 

§ 18 
(I) Von den Eintragungen für Mitglieder der Schiffsmann­

schaften von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt nach § 14 sind 
die Angaben über den Namen oder die Nummer des Fahrzeuges, 
den Vor- und Zunamen, den Wohnort und die Wohnung des 
Führers des Fahrzeuges, die Gattung, das Eichzeichen und die 
Tragfähigkeit des Fahrzeuges und die ausgeführten Reisen {Be­
ginn und Beendigung, Ausgangs· und Endort, Tag des Über­
·ganges von .einem Stromgebiet auf das andere, längere Unter­
brechungen) nicht in die Anzeige aufzunehmen. 

(2) Für Mitglieder der Schiffsmannschaften deutscher Fahr­
zeuge der Binnenschiffahrt sind die Anzeigen dem Arbeitsamt 
zu erstatten, in dessen Bezirk der Heimathafen des Schiffes liegt. 
Für Mitglieder der Schiffsmannschaften ausländischer Fahrzeuge 
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sind sie delQ am nächsten gelegenen Arbeitsamt zu erstatten, dem 
eine· Bezirksve.rmittlungsstelle für Binnenschiffer angegliedert 
ist (§ 2 SatJ 2). Ist im Arbeitsbuch ein bestimmtes Arbeitsamt 
als zuständig bezeichnet (bei Schiffsleuten mit Wohnort im Am;­
land), so sind die Anzeigen diesem zu erstatten. 

§ 19 

Bei der Beendigung der Beschäftigung hat der Unternehmer 
das Arbeitsbuch unverzüglich dem Arbeiter, Angestellten oder 
Familienangehörigen zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht 
steht ihm, abgesehen von den durch die Siebente Anordnung zur 
nn ... tJ...fl'-lh·t•nnl'l' ..:la.Q: ViA'I"'-ioh'l"a.anlonQ ;;ht:t.'l" tlTa. vA .... hincl� ....... nno �A.J..t-a_ �-�����··-�o -�u , •�•J-�•�ut'•-.. u -��• -·� , �--·· .. -�.-.. 0 ·��w-

widriger Lösung von Arbeitsverhältnissen vom 22. Dezember 1936 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 299) geregelten Fällen, nicht iu. 

§ 20 
(1) Soweit Arbeitsbücher für Mitglieder der Schiffsmann­

schaften von Fahrzeugen de.r Binnenschiffahrt zu führen sind, 
kann der Unternehmer mit der Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten den Führer des Fahrzeuges beauftragen, der dann an 
die Stelle des Unternehmers tritt. 

(2) Der Führer des Fahrzeuges muß, auch wenn er selbst 
Unternehmer ist, bei Eintragungen in das Arbeitsbuch seine 
Unterschrift im Arbeitsbuch von einer Polizei- oder Hafen­
behörde beg�aubigen lassen, 

(3) Die Arbeitsbücher für Mitglieder der Schiffsmann­
schaften von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt, sind den Beamten 
der Schiffahrts- und Hafenbehörden auf Verlangen jederzeit 
zur Einsicht und Nacliprüfung der Eintragungen der Unter­
nehmer und Führer der Fahrzeuge voruzlegen. Wird dabei fest· 
gestellt, daß Eintragungen über Beschäftigungen und Reisen auf 
ausländischen Gewässern fehlen oder lückenhaft sind, so hat die 
Schiffahrts- oder Hafenbehörde die Eintragung oder Ergänzung 
der Eintragung an Hand der sonst üblichen Arbeitsbescheini­
gungen vorzunehmen �nd ihre Eintragung dem Arbeitsamt an· 
zuzeigen; für die An�eigen gilt § 18. 

§ 21 
(1) Über die Notwendigkeit oder Richtigkeit einer Ein-
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(2) Auf Verlangen eines Arbeitsamts ist diesem d�s Arbeits­
buch jederzeit vorzulegen oder zu übersenden. Anderen .amt" 
liehen Stellen ist auf Verlangen Einsicht in das Arbeitsbuch zu 
gewähren. 

§ 25 

(1) Andere als die vorgeschriebenen Eintragungen dürfen 
im Arbeitsbuch nicht gemacht werden. Das Arbeitsbuch darf 
nicht mit Merkmalen versehen werden, die den Inhaber günstig 
oder nachteilig kennzeichnen. 

(2) Stellt ein Arbeitsamt fest, daß unzulässige Eintragungen 
im Arbeitsbuch gemacht oder Merkmale darin angebracht worden 
sind, so hat es für die Berichtigung oder den Ersaß des Arbeits· 
buches Sorge zu tragen. 

§ 26 

(1) Scheiden Arbeitsbuchpflichtige aus dem Kreise der 
Personen aus, die das Arbeitsbuch haben müssen, so haben sie 
ihr Arbeit�buch dem nach § 3 Abs.l zuständigen Arbeitsamt 
unter Mitteilung des Sachverhalts vorzulegen. Das Arbeitsbuch 
wird vom Arbeitsamt durch .den Vermerk geschlossen und dem 
bisherigen Inhaber zurückgegeben. Will dieser wieder eine Be­
rufstätigkeit aufnehmen, für die er das Arbeitsbuch haben muß, 
so hat er sein Arbeitsbuch unter Mitteilung seiner Absicht nach 
§ 3 Abs. !.zuständigen Arbeitsamt vorzulegen. Das Arbeitsbuch 
wird vom Arbeitsamt wieder eröffnet und dem Inhaber zurück­
gegeben. 

(2) Das Arbeitsbuch ist dem nach § 3 Abs. l zuständigen 
Arbeitsamt zurückzugeben, wenn der Inhaber 

1. das Reichsgebiet auf die Dauer verlassen will, soweit es 
sich nicht um ein deutsches Mitglied der Schiffsmannschaft 
eines Fahrzeuges der Binnenschiffahrt handelt, 

2. verstorben ist. 

(3) Auf Antrag werden die Arbeitsbücher Verstorbener den 
Familien der ·verstorbenen nach Schließung durch das Arbeits· 
amt überlassen. Der Antrag muß vor Ablauf des auf den Todes­
tag folgenden Kalenderjahres gestellt werden. 
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IV. S t r a f b e s t i m m u n g e n 

§ 27 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geldstrafen oder 
mit einer dieser Strafen wird bestraft, sofern nicht nach anderen 
Strafgeset)en eine schwere Strafe verwirkt ist, wer 

1. wissentlich von einem für einen anderen ausgestellten Ar­
beitsbuch Gebrauch macht, als ob es für ihn ausgestellt 
wäre, 

2. ein für ihn ausgestelltes Arbeitsbuch einem anderen zum 
Gehrauch überläßt, 

3. unbefugt mehrere Arbeitsbücher sich ausstellen läßt oder 
mehrere Arbeitsbücher führt, 

4. ein für ihn bestimmtes Arbeitsbuch beseitigt oder un­
brauchbar macht. 

§ 28 

Mit Geldstrafen bis zu einhundertfünfzig Reichsmark oder 
mit Haft bestraft wird, sofern nicht nach anderen Strafgeset)en 
eine schwerere Strafe verwirkt ist, wer vorsät)lich oder fahr­
lässig 

l. die für die Ausstellung oder Ergänzung des Arbeitsbuches 
von ihm verlangten Angaben über seine Person oder sein 
Berufslehen unrichtig oder unvollständig macht, 

2. die vorgeschriebenen Eintragungen im Arbeitsbuch 
(§§ 12-15) nicht unverzüglich macht, unrichtige, unvoll­
ständige oder unzulässige Eintragungen im Arbeitsbuch 
macht oder das Arbeitsbuch mit unzulässigen Merkmalen 
versieht, 

3. die vorgeschriebenen Anzeigen (§§ 9, 16-18, 22) nicht 
unverzüglich erstattet, 

4. ein Arbeitsbuch unbefugt zurückbehält, 
5. einen Arbeiter oder Angestellten beschäftigt, bevor dieser 

ihm das Arbeitsbuch vorgelegt hat, oder sich als Arbeiter 
oder Angestellten be·schäftigen läßt, bevor er dem Unter­
nehmer das Arbeitsbuch vorgelegt hat, 

6. als selbständiger Berufstätiger, als Heimarbeiter, Haus­
gewerbetreibender oder Zwischenmeister oder als mit-
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erst von dem Zeitpunkt an, den der ReiChsarbeitsminister be· 
stimmt. 

(2) Die StrafvorsChrift pes § 29 Abs. 1 Nr. 6 findet erst 
dann Anwendung, wenn die Berufsgruppe, welcher der Arbeits· 
buchpflichtige angehört, für den Arbeitsamtsbezirk, in dem er 
polizeilich gemeldet ist, zur Ausstellung von Arbeitsbüchern auf­
gerufen ist. 

§ 32 
Bei der Einführung des Arbeitsbuches in den § 31 Abs. 1 

genannten Fällen können die Arbeitsämter das Verfahren für 
die Ausstellung der Arbeitsbücher abweichend von § 3 regeln. 

§ 33 
(1) Die Vorschriften dieser Verordnung für die Führung 

des Arbeitsbuches (Abschnitt III) finden Anwendung, sobald das 
Arbeitsbuch dem Antragsteller ausgehändigt ist. 

(2) Wer nach den Vorschriften dieser Verordnung arbeits­
buchpflichtig wird und ein geschlossenes Arbeitsbuch besi�t, hat 
dieses dem Arbeitsamt zur Wiedereröffnung vorzulegen ( § 26 
Abs. 1 Sa� 3 und 4). 

§ 34 

(1) Diese Verordnung tritt mit den in § 31 vorgesehenen 
Einschränkungen am 1. Mai 1939 in Kraft. 

(2) An diesem Tage treten außer Kraft. 
1. die Verordnung zur Durchführung des Gese�es über die 

Einführung eines Arbeitsbuches vom 16. Mai 1935, 17. Ja­
nuar, 9. Mai, 9. Juni und 7. August 1936 und vom 8. Fe­
bruar 1938 (Reichsgese�bl. I, 1935, S. 602, 1936 S. 24, 
444, 485 und 632, 1938 S. 181). 

2. Die Anordnung zur Einführung des Arbeitsbuches vom 
18. Mai 1935 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 115), die An· 
ordnung über die Einführung des Arbeitsbuches in der 
Binnenschiffahrt vom 4. Juni 1936 (Deutscher Reichs­
anzeiger Nr. 129), die Anordnung zur Ergänzung· der 
Arbeitsbuchanordnungen vom 14. Dezember 1938 (Deut­
seher Reichsanzeiger Nr. 298) und die Anordnung zur Ein­
führung des ·Arbeitsbuches im Lande Österreich vom 
14. Dezember 1938 (Deutscher Reichsanzeiger Nr. 298),. 



 



Wortlaut der herangezogenen Bestimmungen 65 

Aushilfe eingestellt ist und das Arbeitsverhältnis (Lehrver­
hältnis) innerhalb eines Monats beendet wird. 

Abschnitt II 

Me l d e p f l ich t 

§ 3 
Wer nach § 2 keiner Zustimmung zur Lösung des Arbeits­

verhältnisses (Lehrverhältnisses) bedarf, hat sich nach dem Aus­
scheiden aus seiner bisherigen Arbeitsstelle unverzüglich bei dem 
für seinen le\}ten Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthaltsort zu-
ständigen Arbeitsamt zu melden. 

Abschnitt III 

Ei n s t e l l u n g s b e sch r ä n k u n g e n  

§ 4 

(l) Betriebe (private und öffentliche Betriebe und Ver­
waltungen aller Art) und Haushaltungen dürfen Arbeiter, An­
ge·stellte, Lehrlinge, Volontiire und Praktikanten nur einstellen, 
,wenn eine Zustimmung des Arbeitsamtes vorliegt. 

(2) . Die Zustimmung ist nicllt erforderlicl:I zur Einstellung 
in Betriebe der Landwirtschaft. 

Abschnitt IV 

So n s t i g e  V o r sch r i f t e n  

§ 5 

Die vorstehenden Bestimmungen gelten sinngemäß für 
Familienangehörige, die in Betrieben von Ehegatten, Eltern, 
Voreltern oder Geschwistern regelmäßig mithelfen, aucl:I wenn 
6ie nicl:It als Arbeiter oder Angestellte beschäftigt werden. 

§ 6 

(l) Das Arbeitsamt hat bei seinen Entscheidungen über 
Zustimmungsanträge für die Kündigung und Einstellung von Ar­

beitskräften: 
a) staatspolitische und soziale Gesicl:Itspunkte, 

Albrecht 5 
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Abschnitt V 

A u s n a h m e n  

§ 10 

Der Reichsarbeitsminister wird ermächtigt, Wirtschafts· 
zweige, Betriebe, Haushaltungen und Personen von den Vor· 
schriften der Abschnitte I und II auszunehmen. Er kann diese 
Befugnis auf die Präsidenten der Landesarbeitsämter übertragen . 

• 

Abschnitt VI 

Sch l u ß b e s t immu n g e n  

§11 

Wer dieser Verordnung zuwider handelt oder sie umgeht, 
oder wer seine Beschäftigung vor rechtmäßiger Lösung des Ar­
beitsverhältnisses (Lehrverhältnisses) aufgibt, wird auf Antrag 
des Leiters des Arbeitsamtes mit Gefängnis und Geldstrafe oder 
mit einer dieser Strafen bestraft. 

§ 12 

Der Reichsarbeitsminister wird ermächtigt, die zur Durch­
führung 'und Ergänzung dieser Verordnung erforderlichen Rechts· 
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen. 

§ 13 

(1) Dies� Verordnung tritt mit der Verkündung in 
·Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
· a) die Zweite Durchführungsverordnung zur Verordnung zur 

Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von be­
sonderer staatspolitischer Bedeutung (Beschränkung des 
Arbeitsplat}wechsels) vom 10. März 1939. (Reichsgeset}� 
blatt I, S. 44), 

b) die Dritte Durchführungsanordnung zur Verordnung zur 
Sicherstellung des Kräftebedarfs für Aufgaben von be­
sonderer staatspolitischer Bedeutung (Beschränkung dea 
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Arbeitspla\}wechsels im Steinkohlenbergbau vom 11. Juli 
1939. (Reichsgese\}bl. I, S. 1216.) 

Berlin, den 1. September 1939. 

Der Vorsi\}ende des Ministerrats für die Reichsverteidigung 

Gör i n g, 

Auszug: 

Generalfeldmarschall. 

Dr. La m m  e r s. 

Reichsarbeitsdienstgese� 

vom 9. September 1939 

(Reichsgnselijbl. I, S. 17 4 7) 

§ 1 

(I) Der Reichsarbeitsdienst ist Ehrendienst am Deutschen 
Volke. 

(2) Alle jungen Deutschen beiderlei Geschlechts sind ver­
pflichtet, ihrem Volke im Reichsarbeitsdienst zu dienen. 

(3) Der Reichsarbeitsdienst soll die. Deutsche Jugend im 
Geiste des Nationalsozialismus zur Volksgemeinschaft und zur 
wahren Arbeitsauffassung, vor allem zur gebührenden Achtung 
der Handarbeit erziehen. 

(4) Der Reichsarbeitsdienst ist zur Durchführung gemein­
nü\}iger Arbeiten ,bestimmt. 

§ 2 
(l) Der Reichsarbeitsdienst untersteht dem Reichsminister 

des Innern. Unter ihm übt der Reichsarbeitsführer die Befehls­
gewalt über den Reichsarbeitsdienst aus. 

(2) Der Reichsarbe.itsführer steht an der Spi\}e des Reichs­
arbeitsdienstes. Er bestimmt die Organisation, regelt den Ar· 
beitseinsa\} und leitet Ausbildung und Erziehung. 

§ 3 
(1) Der Führer und Reichsanzier bestimmt die Zahl der 

alljährlich. einzuberufenden Reichsarbeitsdienstpflichtigen und 
se\}t die Dauer der Dienstzeit fest. 
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(2) Die Dienstpflicht beginnt frühestens nach vollendetem 
18. und endet spätestens mit Vollendung des 25. Lebensjahres. 

(3) Die Reichsarbeitsdienstpflichtigen werden in der Regel 
in dem Kalenderjahr, in dem sie da.s 19. Lebensjahr vollenden, 
zum Reichsarbeitsdienst einberufen. Freiwilliger Eintritt in den 
Reichsarbeitsdienst zu einem früheren Zeitpunkt ist möglich. 

(4) Bei Freiheitsstrafen von mehr als 30 Tagen Dauer 
haben die Arbeitsdienstpflichtigen und Freiwilligen des Reichs­
arbeit�dienstes die entsprechende Zeit nachzudie�en, sofern sie 
uicht nach § 16 aus dem Reichsarbeitsdienst ausscheiden. 

§ 4 
Die Reichsarbeitsdienstpflichtigen werden durch die Ersaß· 

dienststeilen des Reichsarbeitsdienstes ausgehoben. 
§ 5 

(1) Reichsarbeitsunwürdig und deshalb vom Reichsarbeits-
dienst ausgeschlossen ist, wer 

a) mit Zuchthaus bestraft ist, 
b) nicht im Besiße der bürgerlichen Ehrenrechte ist, 
c )  den Maßregeln der Sicherung und Besserung nach § 42a 

des Strafgeseßbuchs unterworfen ist, 
d) aus der nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 

ausgestoßen ist, 
e) wegen staatsfeindlicher Betätigung gerichtlich betraft ist. 

(2) Der Reichsarbeitsführer kann Ausnahmen zum Absaß 1 
Buchstabe c) und e) zulassen. 

(3) Arbeitsdienstpflichtige, gegen die auf Aberkennung der 
Fähigkeit zum Bekleiden öffentlicher Ämter erkannt worden ist, 
dürfen erst nach Ablauf der im Urteil für diese Ehrenstrafe vor­
gesehenen Zeit einberufen werden. 

§ 6 
(1) Zum Reichsarbeitsdienst nicht herangezogen werden 

Personen, die für den Reichsarbeitsdienst völlig untauglich sind. 
(2) Reichsarbeitsdienstpflichtige, die im Ausland leben oder 

für längere Zeit ins Ausland gehen wollen, können bis zu 
2 Jahren in Ausnahmefällen da�crnd, jedoch höchstens für die 
Z�it des Aufenthalts im Ausland von der Ableistung der Reichs­
arbeitsdienstpflicht entbunden werden, 
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§, 7 
(l) Juden werden zum Reichsarbeitsdienst nicht zugelassen. 
(2) Jüdische Mischlinge können nicht Vorgesellte im Reichs­

arbeitsdienst werden. 

§ 9 
Die Vorschriften über die Reichsarbeitsdienstpflicht der 

weiblichen Jugend bleiben besonderer gesetllicher Regelung vor­
behalten. 

Verordnung über die Durchführung der Reichsarbeitsdienstpflicht 

\_ für die weibliche Jugend*) 

vom 4. September 1939 (RGBI. I, S. 1693) 

Der Ministerrat für die Reichsverteidigung verordnet mit 
Gesetleskraft: 

§ 1 
Die Stärke des Reichsarbeitsdienstes für die weihliehe 

Jugend ist auf 100 000 Arbeitsmaiden (einschließlich Stamm· 
personal) zu erhöheJI.**) 

§ 2 
Der Reichsarbeitführer ist ermächtigt, ledige Mädchen im 

Alter von 17-25 Jahren, die nicht voll berufstätig sind, nicht 
in beruflicher odel' schulischer Ausbildung stehen und nicht als 
Mithelfende Familienangehörige in der Landwirtschaft dringend 
benötigt we�den; zur Erfüllung der Reichsarbeitsdienstpflicht 
heranzuziehen. 

§ 3 
Der Reichsarbeitsführer im Reichs:niinisteriu� des Innern 

erläßt im Benehmen mi): dem Reichsarbeitsminister di-e .zur 

*) Kriegshilfsdienst. Siehe Seite 21. 
· **) Die Stärke ist bis zum 1. Oktober 1941 auf 130 000 Arbeitsmaiden 

erhöht. Erhöhung auf 150 000 in Vorbereitung. - Führererlaß über. den 
Kriegshilfsdienst vom 29. Juli 1941, Reichsgese\}bl. I, S. 463. 
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Durchführung und Ergänzung dieser Verordnung erforderlichen 
R�chts- und Verwaltungsvorschriften. 

Der Vorsißende 
des Ministerrats für die Reichsverteidigung 

G ö r i n g, 
Generalfeldmarschall. 

Der Generalbevollmächtigte für die Reichsverwaltung 
Fr ick. 

Der Reichsminister und Chef' der Reichskanzlei 
Dr. La m m e r s. 

Zweite Verordnung zur Durchführung des Erlasses des Führers 

und Reichskanzlers über den weiteren K'riegseinsay des Reichs­

arbeitsdienstes für die weibliche Jugend vom 29. November 1941 

(Reichsgeseßbl. I, S. 742). 
Auszug. 

Artikel 1 

Bei Einberufung von Mädchen zum Reichsarbeitsdienst und 
bei ihrem Ausscheiden aus dem aktiven Reichsarbeitsdienst oder 
aus dem Kriegshilfsdienst des Reichsarbeitsdienstes für die weib­
liche Jugend finden die für Arbeitsmänner geltenden geseulichen 
Vorschriften über das Fortbestehen des Beschäftigtenverhält­
nisses und über die Berufsfürsorge sinngemäß Anwendung. 

Verordnung über die .Ausstattungsbeihilfe für Hausgehilfinnen 

in kinderreichen Familien vom 12. Mai 1941 

(Reichsgeseubl. I, S. 255). 

Um -den Einsaß von Hausgehilfinnen in kinderreichen Haus­
haltungen zu fördern, bestimme ich auf Grund der Verordnung 
zur Durchführung des Vierjahresplanes vom 18. Oktober 1936 
(Reichsgeseubl. I, S. 887) folgendes: 
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§ I 

Hau.sgehilfinneD., die langfristig in kinderreichen Haus­
haltungen tätig sind, können eine Ausstattungsbeihilfe aus 

Mitteln des Reichsstocks für Arbeiteeinsat} erhalten. 

§ 2 
Der Reichsarbeitsminister erläßt die zur Durchführung und 

Ergänzung dieser Verordnung erforderlichen Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften. 

§ 3 
Diese Verordnung gilt auch in den eingegliederten Ost­

gebieten. 
§ 4 

Dili-se Verordnung tritt am Tage der V erkündung in Kraft. 

Berlin, 12. Mai 1941. 

�Der Beauftragte für den Vierjahresplan 

In Vertretung: 
Kö r n e r. 

Durchführungsverordnung 

zur Verordnung über eine Ausstattungsbeihilfe für Haus­

gehilfinnen in kinderreichen. Haushalt-ungen vorn 10. !l.fli 1941 

(Reichsgeset}bl. I, S. 382) 

Auf Grund der Verordnung Über eine Ausstattungsbeihilfe 
für Hausgehilfinnen in kinderreichen Haushaltungen vom 
12. Mai 1941 (Reichsgeset}bl. I, S. 255) wird verordnet: 

§ 1 

(1) Deutsche Hausgehilfinnen, die mindesten vier Jahre als 
einzige ständige Hansgehilfinnen ganztägig in kinderreichen 
Haushaltungen deutscher Staatsangehöriger tätig sind, erhalten 
aus Mitteln des Reichsstocks für Arbeitseinsall eine Ausstattungs­
beihilfe. Die Beihilfe kann auch für eine Tätigkeit in kinder­
reichen volksdeutscheu Hanshaltungen gewährt werden. Weih-
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der Verehelichung und vor Vollendung des 30. Lebensjahres er­

worben, so legt das Arbeitsamt in Höhe der Beihilfe ein ver­
zinsliches Sperrguthaben zugtin�ten der Hausgehilfin bei einer 
Sparkasse an. Die Hausgehilfin kann über dieses Guthaben bei 
ihrer Verehelichung oder nach Vollendung des 30. Lebensjahres 
verfügen. 

Berlin, den 10. Juli 1941. 

Der Reichsarbeitsminister 
F r a n z S e l d t e. 

1 Aus dem Runderlaß des Reichsarbeitsministers -
vom 16. Juli 1941- Va 5242/153. 

Veröffentlicht im Reichsarbeitsblatt 1941 Nr. 22 S. I 334. 

Ausstattungsbeihilfe für Hausgehilfinnen 

in kinderreichen Haushaltungen 

.Auszug: 
. . . Im einzelnen bestimme ich: 

Zu § 1. 

B e g r i  f f  d e r H a u s g e h i l f  i n. Als Hausgehilfinnen 
gelten solche �eibliche Arbeitskräfte, die ganztägig häusliche 
Arbeiten gegen Lohn verrichten, ferner Lehrlinge, die in ent­
sprechenden Arbeiten ausgebildet werden. Erzieherinnen, 
Gesellschafterinnen und überhaupt solche weiblichen Kräfte, die 
eine mehr leitende als ausführende Tätigkeit ausüben, sind keine 
Hausgehilfinnen, sondern Hausangestellte. Verrichtet eine 
Arbeitskraft sowohl Dienste· einfacher als auch leitender Art 
·oder wird sie neben, ihrer häuslichen.Arbeit auch im gewerblichen 
Betrieb oder im Erwerbsgeschäft beschäftigt, so ist die Tätigkeit 
maßgellend; die sie überwiegend ausübt. 

V o 1 k s z u g e h ö ri g k e i t. Die Ausstattungsbeihilfe 
·wird· nur solchen Hausgehilfinnen gewährt, die deutsche Volks­
zugehörige sind. Deutsche Volltszugehörige sind a) deutsche 
:Staatsangehörige, die zum deutschen Volkstum gehören, 
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b) Angehörige fremder Staaten und Staatenlose, die zum deut­
schen Volkstum gehören. 

Zum deutschen Volkstum gehört, wer sich als Angehörigen 
·,des Deutschen Volkes bekennt und dieses Bekenntnis durch he­

stimmte Tatsachen, wie Sprache, Erziehung, Kultur, bestätigt. 
·Personen artfremden Blutes . sind niemals deutsche Volks­
zugehörige. - Jüdinnen erhalten keine Ausstattungsbeihilfe. 

Die Arbeitsämter haben die deutsche Volkszugehörigkeit 
qer Hausgehilfin bei Stellung des Antrags auf Gewährung der 
Ausstattungsbeihilfe festzustellen. In Zweifelsfällen ist Rü<k­
frage bei der für den Wohnort der Hausgehilfin zuständigeil 
unteren Verwaltungsbehörde zu halten. Bestätigt diese, daß die 
betreffende Hausgehilfin de.utsche Volkszugehörige ist, so ist 
diese Feststellung für das Arbeitsamt bindend. 

H a ush a l t u n g e n  d e u tsch e r  S t a a t s a n g e-
h ö r i g e r. Die Ausstattungsbeihilfe kann nur auf Grund einer 
·Tätigkeit in· solchen Haushaltungen erworben werden, in denen 
der Haushaltungsvorstand deutscher Staatsangehöriger ist. 

Für :die Tätigkeit in Haushaltungen mit Kindern, deren 
einer Elternteil oder Pflegeelternteil Jude ist, wird keine Aus­
stattungsbeihilfe gewährt. 

Ausnahmsweise kann die Beihilfe auch für eine Tätigkeit 
in kinderreichen v o I k s d e u t s c h e n Haushaltungen gewährt 
werden. Volksdeutsche sind Personen, die nicht deutsche Volks­
zugehörige sind (vergl. vorhergehenden Abschnitt). Durch die 
Tätigkeit in einer volksdeutscheu Haushaltung kann die Anwart­
schaft auf die Ausstattungsbeihilfe jedoch nur erworben werden, 
wenn das Arbeitsamt die Anrechnungsfähigkeit der Tätigkeit 
vor deren Beginn anerkennt und schriftlich bestätigt. Für die 
Tätigkeit in einem volksdeutscheu Haushalt, die vor dem In-· 
krafttreten der Verordnung begonnen hat, kann die Zustimmung 
auch nachträglich erteilt werden. Die Anerkennung der An­
rechnmigsfähigkeit durch das Arbeitsamt selJt voraus, daß ·die 
zuständige untere Verwaltungsbehörde dem Arbeitsamt schrift­
lich bestätigt hat, daß es sich um einen volksdeutscheu Haushalt 
haudelt. 



 



 



78 

L e h r e; 

zu§ 2. 

Wortlaut. der herangezogenen Beatimmungen 

b) ,Zur Hälfte eh�e abgeschlossene zweijährige Lehr­
zeit in einer städtischen oder ländlichen Haus­
haltung mit weniger als drei Kindern, minde­
stens aber einem Kind unter I4 Jahren. 

H ö h e d e r A u s s t a t t u n g s b e i h i I f e; Die Anwart­
schaft auf die Ausstattungsb�ihilfe von 600 RM (einfache Aus­
stattungsbeihilfe) wird durch vierjährige Beschäftigung er�orben. 
Für das 5. bis IO. Beschäftigungsjahr erhöht sich die Beihilfe 
um je 150 RM. 

Die erhöhte Beihilfe beträgt also nach 
5 Beschäftigungsjahren 750 RM 

l_ 6 " 900 " 
7 " I050 " 
8 
9 

IO 

" 
" 

I200 
I350 
I500 

" 
" 
" 

Darülier hinaus kann eine Anwartschaft auf Ausstattungs-. 
beihilfe nicht mehr erworben werden. 

Für die Berechnung der Höhe der Beihilfe werden nur Be­
schäftigungs- und Lehrzeiten seit dem I. Januar I939 berück­
sichtigt. . . . Eine Anwartschaft auf die einfache Ausstattungs­
beihilfe kann mithin frühestens am I� Januar I943 erworben 

I . . 

sein. 

Zu§ 3. 

A n t r a g. De� Antrag kann für die einfache und jede er­
höhte Bei�ilfe gesondert gestellt, jedoch können diese Anträge 
auch miteinander verbunden werden. Es ist also möglich, nach 
zehnjähriger Beschäftigung die höchstzulässige Ausstattungs� 
beihilfe (I500 RM) auf einmal zu beantragen. Der Antrag ist. �n 
keine Frist gebunden. Zur Vermeidung von Zinsverlusten 
empfiehlt sich jedoch für die Hausgehilfin, die Ausstattungs• 
beihilfe alsbald nach Erwerb einer Anwartschaft zu beantragen. 

N a c h w e i a d e r A n w a r t s c h a f t. Die Hausgehilfin 
hat die Anwartschaft durch eine Bescheinigung des Hau�-. 
haltungsvorstandes nach einem bei den Arbeitsämtern erhält-



 




